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ist hierauf bei der Anmeldung nach § 13 Abs. 1 sowie mindestens einmal jährlich durch öffentliche 
Bekanntmachung hinzuweisen. Satz 3 gilt nicht, soweit Daten für Zwecke des Steuererhebungsrechts 
der jeweiligen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft übermittelt werden.  

(3) Eine Datenübermittlung nach den Absätzen 1 und 2 ist nur dann zulässig, wenn sichergestellt ist, 
dass bei dem Datenempfänger ausreichende Datenschutzmaßnahmen getroffen worden sind. Das für 
das Meldewesen zuständige Ministerium kann im Einvernehmen mit dem für Religionsgesellschaften 
zuständigen Ministerium auf Antrag der betroffenen öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften 
feststellen, ob der Datenempfänger die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt.  

(4) § 28 Abs. 3 gilt entsprechend.  

10.  Denkmalschutz und Landesentwicklung 

10.1 Bundesrepublik Deutschland 

Gesetz zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung  
(Kulturgüterschutzgesetz – KultSchG) 

Vom 06.08.1956 (BGBl. I S. 501), in der Fassung der Bekanntmachung vom 08.07.1999 
(BGBl I S. 1754), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18.05.2007 (BGBl. I S. 757) 

Vierter Abschnitt   Ergänzungs- und Schlußvorschriften 

§ 19   [Kulturgut und Archivgut im Eigentum der Kir chen] 

(1) Dieses Gesetz findet keine Anwendung auf Kulturgut und Archivgut, das im Eigentum der Kirchen 
oder einer anderen als Körperschaft des öffentlichen Rechtes anerkannten Religionsgesellschaft sowie 
deren kirchlich beaufsichtigten Einrichtungen und Organisationen steht, soweit durch eigene 
öffentlich-rechtliche Vorschriften die Veräußerung wertvollen Kultur- und Archivgutes von der 
Genehmigung einer aufsichtführenden kirchlichen Stelle oder auf Grund gesetzlicher Vorschriften von 
der Genehmigung einer staatlichen Stelle abhängig gemacht worden ist. Jedoch muß vor der 
Entscheidung über die Veräußerungsgenehmigung eine sachverständige Stelle unter den 
Gesichtspunkten dieses Gesetzes gehört werden. 

(2) Die Kirchen und die als Körperschaften des öffentlichen Rechts anerkannten 
Religionsgemeinschaften können in ihrem Eigentum stehendes Kulturgut im Sinne dieses Gesetzes 
sowie Archivgut zur Aufnahme in das Verzeichnis national wertvollen Kulturgutes anmelden. Über 
die Aufnahme entscheidet die oberste Landesbehörde nach diesem Gesetz. 
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10.2 Baden-Württemberg 

Gesetz zum Schutz der Kulturdenkmale Baden-Württemberg 
 (Denkmalschutzgesetz – DSchG) 

Vom 06.12.1983 (GBl. BW S. 797), zuletzt geändert durch Verordnung vom 25.01.2012 
(GBl. BW S. 65, 66) 

2. Abschnitt – Gegenstand und Organisation des Denkmalschutzes 

§ 4   Denkmalrat 

(1) Bei den höheren Denkmalschutzbehörden wird je ein Denkmalrat gebildet. Der Denkmalrat soll 
von der höheren Denkmalschutzbehörde bei allen Entscheidungen von grundsätzlicher Bedeutung 
gehört werden.  

(2) Die Mitglieder des Denkmalrats werden von der höheren Denkmalschutzbehörde auf die Dauer 
von fünf Jahren berufen. Die Mitgliederzahl kann bis zu 16 Personen betragen. Dem Denkmalrat 
sollen insbesondere Vertreter der Denkmalschutzbehörden, der staatlichen Hochbauverwaltung, der 
Kirchen, der kommunalen Landesverbände und der Kulturdenkmaleigentümer sowie weitere Personen 
angehören, die mit den Fragen des Denkmalschutzes vertraut sind. 

(...) 

3. Abschnitt – Allgemeine Schutzvorschriften 

§ 10   Auskunfts- und Duldungspflichten 

(1) Eigentümer und Besitzer sind verpflichtet, Auskünfte zu erteilen, die zur Erfüllung der Aufgaben 
des Denkmalschutzes notwendig sind.  

(2) Die Denkmalschutzbehörden oder ihre Beauftragten sind berechtigt, Grundstücke und zur 
Verhütung dringender Gefahr für Kulturdenkmale Wohnungen zu betreten und Kulturdenkmale zu 
besichtigen, soweit es zur Erfüllung der Aufgaben des Denkmalschutzes erforderlich ist. Sie sind zu 
den erforderlichen wissenschaftlichen Erfassungsmaßnahmen - wie der Inventarisation - berechtigt; 
insbesondere können sie in national wertvolle oder landes- oder ortsgeschichtlich bedeutsame Archive 
oder entsprechende andere Sammlungen Einsicht nehmen. Artikel 13 des Grundgesetzes wird insoweit 
eingeschränkt.  

(3) Kirchen, die nicht dauernd für die Öffentlichkeit zugänglich sind, dürfen nur mit Zustimmung 
betreten werden. Öffentliche Kirchenräume dürfen nur außerhalb des Gottesdienstes besichtigt 
werden. 

 

 

§ 11   Kulturdenkmale, die dem Gottesdienst dienen 

(1) Die Denkmalschutzbehörden haben bei Kulturdenkmalen, die dem Gottesdienst dienen, die 
gottesdienstlichen Belange, die von der oberen Kirchenbehörde oder der entsprechenden Stelle der 
betroffenen Religionsgemeinschaft festzustellen sind, vorrangig zu beachten. Vor der Durchführung 
von Maßnahmen setzen sich die Denkmalschutzbehörden mit der oberen Kirchenbehörde oder der 
entsprechenden Stelle der betroffenen Religionsgemeinschaft ins Benehmen.  
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(2) § 7 Abs. 1, § 8 sowie § 15 Abs. 1 und 273 finden keine Anwendung auf Kulturdenkmale, die im 
kirchlichen Eigentum stehen, soweit sie dem Gottesdienst dienen und die Kirchen im Einvernehmen 
mit der obersten Denkmalschutzbehörde eigene Vorschriften zum Schutz dieser Kulturdenkmale 
erlassen. Vor der Durchführung von Vorhaben im Sinne der erwähnten Bestimmungen ist die höhere 
Denkmalschutzbehörde zu hören. Kommt eine Einigung mit der höheren Denkmalschutzbehörde nicht 
zustande, so entscheidet die obere Kirchenbehörde im Benehmen mit der obersten 
Denkmalschutzbehörde. 

(3) Der 8. Abschnitt74 dieses Gesetzes ist auf kircheneigene Kulturdenkmale nicht anwendbar.  

10.3 Bayern 

Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler [von Bayern]  
(Denkmalschutzgesetz – DSchG) 

Vom 01.01.1983 (BayRS IV, 354), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.07.2009 
(GVBl 2009, 385) 

V. Verfahrensbestimmungen 

Art. 14 Landesdenkmalrat 

(…) 

(2) Der Landesdenkmalrat besteht aus 

(…) 

d) je zwei Vertretern der Katholischen Kirche und der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche, 

(…) 

IX. Allgemeine Bestimmungen und Schlußbestimmungen 

Art. 26 Kirchliche Denkmäler 

(1) Art. 10 §§ 3 und 4 des Konkordats mit dem Heiligen Stuhl8)  

vom 29. März 1924 und Art. 18 und 19 des Vertrags zwischen dem Freistaat Bayern und der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Bayern rechts des Rheins8)  

vom 15. November 1924 bleiben unberührt. 

(2) 1 Sollen Entscheidungen über Bau- oder Bodendenkmäler oder über eingetragene bewegliche 
Denkmäler getroffen werden, die unmittelbar gottesdienstlichen Zwecken der Katholischen Kirche 
oder der Evangelisch-Lutherischen Kirche dienen, so haben die Denkmalschutzbehörden die von den 
zuständigen kirchlichen Oberbehörden festgestellten kirchlichen Belange zu berücksichtigen. 2 Die 

                                                           

 

73 Anm.: § 7 Abs. 1 gibt den Denkmalschutzbehörden das Recht, Maßnahmen zu treffen; § 8 erfordert das 
Einverständnis der Denkmalschutzbehörde für Zerstörung und Veränderung; § 15 Abs. 1 und 2 verstärkt die 
Genehmigungserfordernisse bei in das Denkmalbuch eingetragenen Denkmälern. 

74 Anm.: Der 8. Abschnitt regelt förmliche Enteignungen. 
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Kirchen sind am Verfahren zu beteiligen. 3 Die zuständige kirchliche Oberbehörde entscheidet im 
Benehmen mit der Obersten Denkmalschutzbehörde, falls die Untere und Höhere 
Denkmalschutzbehörde die geltend gemachten kirchlichen Belange nicht anerkennen. 4 Gegenüber 
anderen Religionsgemeinschaften, die Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, gelten die Sätze 1 
bis 3 sinngemäß. 

10.4 Berlin 

Gesetz zum Schutz von Denkmalen in Berlin  
(Denkmalschutzgesetz Berlin - DSchG Bln) 

Vom 24.04.1995 (GVBl. 1995, 274), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.07.2010 
(GVBl. S. 396) 

Sechster Abschnitt Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 21 [Religionsgemeinschaften] 

(1) Entscheidungen und Maßnahmen der zuständigen Denkmalbehörde über Denkmale, die 
unmittelbar gottesdienstlichen Zwecken anerkannter Religionsgemeinschaften dienen, sind im 
Benehmen mit den zuständigen Behörden der Religionsgemeinschaften und unter Berücksichtigung 
der von diesen festgestellten gottesdienstlichen Belange zu treffen. 

(2) § 16 Abs. 4 und § 17 finden auf Denkmale, die unmittelbar gottesdienstlichen Zwecken dienen, 
keine Anwendung. 

(…) 

10.5 Brandenburg 

10.5.1 Gesetz über den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg 
(Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz – BbgDSchG) 

Vom 24.05.2004 (GVBl. I 2004, 215) 

Abschnitt 4 Verfahrensbestimmungen 

§ 21 Denkmale, die der Religionsausübung dienen 

Bei Entscheidungen über Denkmale, die der Religionsausübung dienen, haben die 
Denkmalschutzbehörde und die Denkmalfachbehörde die von den Kirchen und 
Religionsgemeinschaften festgestellten Belange der Religionsausübung zu beachten. In Streitfällen 
entscheidet die oberste Denkmalschutzbehörde im Benehmen mit der zuständigen kirchlichen 
Oberbehörde oder der zuständigen Stelle der betroffenen Religionsgemeinschaft. 

Abschnitt 5 Enteignung und Entschädigung, Ausgleich 

§ 24 Ausgleich 

(1) Soweit Verwaltungsakte oder sonstige Maßnahmen nach diesem Gesetz zu einer unzumutbaren 
Belastung (§ 7 Abs. 4) führen würden, ist ein angemessener Ausgleich in Geld zu gewähren, sofern 
und soweit die Belastung nicht anderweitig ausgeglichen werden kann. Über den Ausgleich ist im 
Einvernehmen mit der obersten Denkmalschutzbehörde zugleich mit der belastenden Maßnahme 
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zumindest dem Grunde nach zu entscheiden. Für die Bemessung des Ausgleichs ist das 
Enteignungsgesetz des Landes Brandenburg entsprechend anzuwenden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für juristische Personen des öffentlichen Rechts mit Ausnahme der öffentlich-
rechtlichen Religionsgemeinschaften. 

10.5.2 Gesetz zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungsplanung  
(RegBkPlG)  

In der Fassung vom 08.02.2012 (GVBl. I 2012,Nr. 13) 

Abschnitt 1 Regionalplanung 

§ 6 Regionalversammlung 

(…) 

(3) Die Regionale Planungsgemeinschaft beruft Vertreter und Vertreterinnen anderer in der Region 
tätiger Organisationen auf deren Antrag in die Regionalversammlung. Sie wirken bei der Aufstellung, 
Ergänzung und Fortschreibung der Regionalpläne sowie bei Grundsatzfragen der Regionalplanung 
beratend mit. Aus folgenden Organisationen kann je ein Vertreter oder eine Vertreterin und ein 
Stellvertreter oder eine Stellvertreterin vorgeschlagen werden: 

(…) 

Ferner kann aus folgenden Bereichen je ein Vertreter oder eine Vertreterin und ein Stellvertreter oder 
eine Stellvertreterin vorgeschlagen werden: 

(…) 

4. Kirchen, Religiongsgemeinschaften. 

(…) 

 

 

 

 

Abschnitt 2 Braunkohlen- und Sanierungsplanung 

§ 15 Wahl und Berufung der Mitglieder des Braunkohlenausschusses 

(…) 

(2) Das für Raumordnung zuständige Mitglied der Landesregierung beruft als weitere Mitglieder des 
Braunkohlenausschusses Vertreter und Vertreterinnen der nachfolgend aufgeführten Körperschaften 
und Organisationen nach folgendem Schlüssel: 

(…) 

- Evangelische Kirche in Berlin-Brandenburg - 1 Mitglied. 
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(…) 

10.5.3 Gesetz zu dem Staatsvertrag vom 7. August 1997 über das gemeinsame  
Landesentwicklungsprogramm der Länder Berlin und Brandenburg  

(Landesentwicklungsprogramm) und über die Änderung des  
Landesplanungsvertrages  

Vom 04.02.1998 (GVBl. I 1998, 14), zuletzt geändert durch Staatsvertrag vom 05.05.2003 

§ 35 Wisschenschaft, Forschung, Kultur 

(…) 

(5) Traditionelle kulturelle Besonderheiten der einzelnen Landesteile sollen bewahrt und gepflegt 
sowie neue Initiativen in diesem Bereich gefördert werden. Insbesondere die Identität der sorbischen 
Bevölkerung, das Recht zur Pflege ihrer Sprache, Religion, Kultur und des Brauchtums, ist zu 
gewährleisten und zu fördern. 

(…) 

10.6 Hamburg 

Denkmalschutzgesetz [Hamburg] 
Vom 05.04.2013 (HmbGVBl. 2013, 142) 

ABSCHNITT I - Allgemeine Bestimmungen 

§ 3 - Denkmalrat 

(…) 

 

(2) Die Mitglieder des Denkmalrates werden auf Vorschlag der zuständigen Behörde vom Senat er-
nannt. Die zuständige Behörde hat Vorschläge der Fachverbände und des Landeskirchenamtes der 
Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland und des Erzbistums Hamburg einzuholen. Die 
Amtsdauer beträgt drei Jahre. Eine einmalige Wiederernennung ist zulässig. Eine erneute dritte Ernen-
nung ist frühestens drei Jahre nach dem Ausscheiden möglich. Für die Berechnung der Amtszeit ist 
das Kalenderjahr maßgebend. Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit aus, so ernennt der Senat 
ein Ersatzmitglied, falls der Rest der Amtszeit des ausscheidenden Mitglieds mehr als ein Vierteljahr 
beträgt. 
 

(…) 

ABSCHNITT IV – Ausführungs- und Schlussbestimmungen 

 

§ 24 – Denkmäler, die der Religionsausübung dienen 

(1) Sollen Entscheidungen über Denkmäler getroffen werden, die unmittelbar gottesdienstlichen Zwe-
cken der Kirchen oder anerkannter Religionsgemeinschaften dienen, beziehungsweise deren Gemein-
deleben, so hat die zuständige Behörde die von der zuständigen kirchlichen Oberbehörde festgestellten 
liturgischen und gemeindlichen Belange und Erfordernisse zu berücksichtigen. Die Kirchen und die 
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öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften sind im Verfahren zu beteiligen. Die zuständige Be-
hörde entscheidet nur im Benehmen mit der zuständigen kirchlichen Oberbehörde. 
(2) Der Vertrag zwischen der Freien und Hansestadt Hamburg und der Nordelbischen Evangelisch-
Lutherischen Kirche (heutige Evangelisch-Lutherische Kirche in Norddeutschland) vom 29. Novem-
ber 2005 (HmbGVBl. 2006 S. 430) und der Vertrag zwischen dem Heiligen Stuhl und der Freien und 
Hansestadt Hamburg vom 29. November 2005 (HmbGVBl. 2006 S. 436)  
 

10.7 Hessen 

10.7.1 Gesetz zum Schutze der Kulturdenkmäler [von Hessen]  
(Denkmalschutzgesetz75) 

Vom 05.09.1986 (GVBl. I 1986, 270) zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 21.11.2012 
(GVBl. 2012, 444) 

 
Erster Abschnitt   Allgemeine Vorschriften 

§ 5   Denkmalrat 

(1) Der Hessische Minister für Wissenschaft und Kunst bildet zu seiner Beratung einen Denkmalrat. 

(2) Dem Denkmalrat sollen je ein Vertreter der mit Denkmalpflege und Denkmalschutz befaßten 
Fachgebiete wie Kunstgeschichte, Vorgeschichte, Architektur, Städtebau, Geschichte, Volkskunde 
und bildende Künste, des Hessischen Museumsverbandes, des Hessischen Landesamtes für 
geschichtliche Landeskunde, der staatlichen Hochbauverwaltung, der evangelischen und katholischen 
Kirche, der kommunalen Spitzenverbände und des Haus- und Grundbesitzervereins angehören, die 
qualifizierte Kenntnisse der Denkmalpflege und des Denkmalschutzes besitzen. 

(3) Die im Hessischen Landtag vertretenen politischen Parteien entsenden je einen Vertreter mit 
beratender Stimme. 

(4) Vertreter der für Denkmalschutz, Umweltschutz, Landschaftspflege, Naturschutz und 
Raumordnung zuständigen oberen Landesbehörden sollen zu den Sitzungen des Denkmalrates 
eingeladen werden. 

(5) Das Nähere bestimmt die Satzung des Denkmalrates, die der Minister für Wissenschaft und Kunst 
erläßt. 

§ 7   Allgemeine Maßnahmen der Denkmalschutzbehörden 

(1) Die Denkmalschutzbehörden haben diejenigen Maßnahmen zu treffen, die ihnen nach 
pflichtgemäßem Ermessen erforderlich erscheinen, um Kulturdenkmäler zu schützen, zu erhalten und 
zu bergen sowie Gefahren von ihnen abzuwenden. Sie haben bei allen Entscheidungen den 
berechtigten Interessen der Eigentümer oder Besitzer von Kulturdenkmälern Rechnung zu tragen. Bei 
Kulturdenkmälern, die der unmittelbaren Religionsausübung dienen, sind die von den Leitungen der 
Religionsgesellschaften festgestellten religiösen Belange vorrangig zu berücksichtigen. 

                                                           

 

75 Gültig bis: 31.12.2014. 
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(2) Soweit ein Vorhaben nach diesem Gesetz einer Genehmigung bedarf, kann diese unter 
Bedingungen oder Auflagen erteilt werden. 

(3) Durch die Erteilung von Genehmigungen auf Grund dieses Gesetzes werden Genehmigungen, die 
auf Grund anderer Rechtsvorschriften erforderlich sind, nicht ersetzt. Baugenehmigungen und 
bauordnungsrechtliche Zustimmungen schließen die denkmalschutzrechtliche Genehmigung ein; sie 
bedürfen insoweit der Zustimmung der Denkmalschutzbehörde. 

Vierter Abschnitt   Schlußbestimmungen 

§ 28   Staatskirchenverträge 

(1) Art. 20 Satz 2 des Vertrages des Landes Hessen mit den Evangelischen Landeskirchen in Hessen 
vom 18. Februar 1960 (GVBl. S. 54) und Art. V Satz 2 des Vertrages des Landes Hessen mit den 
Katholischen Bistümern in Hessen vom 9. März 1963 (GVBl. I S. 102) bleiben unberührt. Die 
Vorschriften des § 16 Abs. 1 Nr. 3 und des § 17 Abs. 2 finden insoweit keine Anwendung. 

(2) Bei kircheneigenen Kulturdenkmälern ist die Kirchenleitung in den Verfahren nach § 10 Abs. 4 
und 5 zu beteiligen. 

 

 

10.7.2 Hessisches Archivgesetz (HArchivG) 76  
Vom 26.11.2012 (GVBl. 2012, 458) 

TEIL 1 – ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 

§ 1   Geltungsbereich 

(…) 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die Kirchen und andere öffentlich-rechtliche Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaften und deren Vereinigungen. Es gilt ferner nicht für die öffent-
lich-rechtlichen Rundfunkanstalten und für öffentlich-rechtliche Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit, die am wirtschaftlichen Wettbewerb teilnehmen, und deren Zusammen-
schlüsse und solche Zweckverbände, deren Zweck der Betrieb eines öffentlich-rechtlichen 
Unternehmens mit eigener Rechtspersönlichkeit ist, das am wirtschaftlichen Wettbewerb teil-
nimmt. 

                                                           

 

76 Gültig bis: 31.12.2017. 
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10.8 Mecklenburg-Vorpommern 

10.8.1 Archivgesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern  
(Landesarchivgesetz - LArchivG M-V) 

Vom 07.07.1997 (GVOBl. M-V 1997, 282), letzte berücksichtigte Änderung: § 10 geändert 
durch Artikel 15 des Gesetzes vom 20.07.2006 (GVOBl. M-V S. 576) 

§ 1   Grundsatz und Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Archivierung und Nutzung von Unterlagen in den öffentlichen Archiven 
in Mecklenburg-Vorpommern. 

(2) Öffentliche Archive dienen der Forschung und Bildung, der Verwaltung und Rechtssicherung. Sie 
schützen das öffentliche Archivgut vor Vernichtung und Zersplitterung und sind der Öffentlichkeit für 
die Nutzung zugänglich. 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für 

1. öffentlich-rechtliche Religionsgemeinschaften und deren Vereinigungen, 

(…) 

 

 

10.8.2 Denkmalschutzgesetz (DSchG M-V) 
In der Fassung der Bekanntmachung vom 06.01.1998 (GVOBl. M-V 1998, 12), letzte 

berücksichtigte Änderung: § 25 neu gefasst durch Artikel 10 des Gesetzes vom 12.07.2010 
(GVOBl. M-V S. 383, 392) 

Dritter Abschnitt   Maßnahmen für Denkmale 

§ 10   Denkmale der Kirchen und öffentlich-rechtlicher Religionsgemeinschaften 

(1) Die Kirchen und das Land tragen gemeinsam Verantwortung für den Schutz und Erhalt der 
kirchlichen Denkmale. 

(2) Die Kirchen stellen sicher, daß ihre Denkmale erhalten bleiben und der Allgemeinheit zugänglich 
gemacht werden, sofern hieran ein öffentliches Interesse besteht. Insoweit sind Enteignungen nach 
dem Denkmalschutzrecht unzulässig. 

(3) Bei Entscheidungen über Denkmale, die gottesdienstlichen, kultischen oder gleichartigen 
kirchlichen Zwecken unmittelbar dienen, berücksichtigen die Denkmalschutzbehörden die von den 
kirchlichen Oberbehörden festgestellten Belange. Die kirchliche Oberbehörde entscheidet im 
Benehmen mit der obersten Denkmalschutzbehörde, falls die untere Denkmalschutzbehörde oder die 
Denkmalfachbehörde die geltend gemachten Belange nicht anerkennt. 

(4) Durch Vereinbarungen können den Kirchen Aufgaben des Denkmalschutzes übertragen werden. 

(5) Das Land nimmt bei der Förderung nach dem Denkmalrecht, auch bei der Vergabe von Mitteln, 
Rücksicht auf die besonderen denkmalpflegerischen Aufgaben der Kirchen. Es setzt sich dafür ein, 
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daß die Kirchen auch von solchen Einrichtungen Hilfe erhalten, die auf nationaler und internationaler 
Ebene für die Kultur- und Denkmalpflege tätig sind. 

10.9 Niedersachsen 

Gesetz über die Sicherung und Nutzung von Archivgut in Niedersachsen 
(Niedersächsisches Archivgesetz - NArchG) 

Vom 25.05.1993 (Nds. GVBl. 1993, 129), letzte berücksichtigte Änderung: §§ 1, 3, 5, 6 und 7 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 05.11.2004 (Nds. GVBl. S. 402) 

§ 3   Ermittlung und Übernahme des Archivgutes 

(…) 

(7) Private sowie Religionsgemeinschaften, die als Körperschaft des öffentlichen Rechts anerkannt 
sind, können ihr Schriftgut dem Landesarchiv anbieten. In Vereinbarungen dieser Personen und 
Religionsgemeinschaften mit dem Landesarchiv kann von den §§ 5 und 6 abgewichen werden. 

§ 4   Sicherung des Archivgutes 

Archivgut ist auf Dauer und sicher zu verwahren, zu erhalten und vor unbefugter Nutzung, vor 
Beschädigung oder Vernichtung zu schützen. Archivgut, dem ein bleibender Wert nach § 2 Abs. 2 
nicht mehr zukommt, ist zu vernichten, sofern Aufbewahrungsfristen sowie Rechte von Personen oder 
Religionsgemeinschaften nach § 3 Abs. 7 Satz 1 nicht entgegenstehen. 

§ 5   Nutzung des Archivgutes 

(1) Jede Person hat nach Maßgabe dieser Vorschrift und im Rahmen der Benutzungsordnung das 
Recht, auf Antrag Archivgut im Landesarchiv zu wissenschaftlichen Zwecken oder bei sonst 
berechtigtem Interesse zu nutzen. Die Nutzerinnen und Nutzer sind verpflichtet, von Werken, die sie 
unter wesentlicher Verwendung von Archivgut verfaßt haben, dem Landesarchiv, welches das 
Archivgut verwahrt, ein Exemplar kostenfrei abzuliefern. § 12 Abs. 2 bis 5 des Niedersächsischen 
Pressegesetzes gilt entsprechend. 

(2) Archivgut darf erst 30 Jahre nach der letzten inhaltlichen Bearbeitung des Schriftgutes genutzt 
werden. Archivgut, das besonderen gesetzlichen Geheimhaltungs-, Sperrungs-, Löschungs- oder 
Vernichtungsvorschriften des Landes unterlegen hat, darf erst 50 Jahre nach der letzten inhaltlichen 
Bearbeitung des Schriftgutes genutzt werden. Archivierte Niederschriften von Sitzungen der 
Landesregierung oder Verschlußsachen dürfen nur genutzt werden, wenn die Vertraulichkeit oder 
Geheimhaltung aufgehoben worden ist. Ist das nach den Sätzen 1 bis 3 geschützte Archivgut zur 
Person Betroffener geführt und ist deren Geburts- oder Sterbedatum bekannt oder mit vertretbarem 
Aufwand aus diesem Archivgut zu ermitteln, so darf es frühestens 10 Jahre nach dem Tode dieser 
Person oder, falls das Sterbedatum nicht feststellbar ist, 100 Jahre nach deren Geburt genutzt werden. 
Im übrigen sind schutzwürdige Interessen Betroffener, soweit sie ohne besonderen Aufwand 
erkennbar sind, angemessen zu berücksichtigen. 

(3) Für die Nutzung von Archivgut, das dem Sozialgeheimnis unterliegende Daten enthält, gelten die 
Schutzfristen des § 5 des Bundesarchivgesetzes vom 6. Januar 1988 (Bundesgesetzbl. I S. 62) in der 
jeweils geltenden Fassung. Für die Nutzung von Archivgut, das nach anderen Rechtsvorschriften des 
Bundes der Geheimhaltung unterliegt oder das Stellen des Bundes dem Landesarchiv nach § 2 Abs. 3 
Satz 1 des Bundesarchivgesetzes übergeben haben, gelten die Fristen des Absatzes 2. 
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(4) Das Landesarchiv kann die Nutzung von Archivgut auch nach Ablauf der Schutzfristen aus 
wichtigem Grund einschränken oder versagen, insbesondere wenn 

1. Grund zu der Annahme besteht, daß dem Wohle des Bundes oder eines Landes Nachteile bereitet 
würden, 

2. der Erhaltungszustand des Archivgutes dies erfordert. 

(5) Die Benutzungsordnung kann für bestimmte Arten von Archivgut abweichend von Absatz 2 Satz 1 
kürzere Schutzfristen festlegen, wenn öffentliche Interessen oder schutzwürdige Interessen Betroffener 
nicht entgegenstehen. Das Landesarchiv kann im Einzelfall eine Nutzung von Archivgut vor Ablauf 
der Schutzfristen zulassen, wenn 

1. kein Grund zu der Annahme besteht, daß Interessen nach Satz 1 entgegenstehen, oder 

2. die Nutzung zur Durchführung eines wissenschaftlichen Forschungsvorhabens oder zur Erfüllung 
der öffentlichen Aufgaben von Presse und Rundfunk erforderlich ist und schutzwürdige Interessen der 
Betroffenen durch geeignete Maßnahmen hinreichend gewahrt werden. 

(6) Archivgut, das schon bei seiner Entstehung als Schriftgut zur Veröffentlichung bestimmt war, 
unterliegt keinen Schutzfristen. 

(7) Weitergehende gesetzliche Rechte auf Nutzung bleiben unberührt. Die Nutzung von Archivgut 
durch die Einrichtungen oder Stellen, von denen es übernommen worden ist, unterliegt keinen 
Einschränkungen nach diesem Gesetz; dies gilt entsprechend in den Fällen des § 3 Abs. 7. 

§ 6   Recht auf Auskunft und Gegendarstellung 

(1) Betroffenen ist auf Antrag Auskunft über die sie betreffenden Daten zu erteilen, soweit 

1. das Archivgut erschlossen ist, 

2. die Betroffenen Angaben machen, die das Auffinden der Daten ermöglichen, und 

3. der für die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand nicht außer Verhältnis zu dem geltend 
gemachten Informationsinteresse steht. 

Das Landesarchiv bestimmt das Verfahren, insbesondere die Form der Auskunftserteilung, nach 
pflichtgemäßem Ermessen. 

(2) An Stelle der Auskunft wird unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 auf Antrag Einsichtnahme 
in das Archivgut gewährt, wenn der Erhaltungszustand des Archivgutes dies erlaubt. Ist das Archivgut 
in maschinenlesbaren Dateien gespeichert, so kann nur Einsicht in eine Abbildung verlangt werden. 

(3) Die Auskunft oder die Einsichtnahme wird nicht gewährt, soweit 

1. Grund zu der Annahme besteht, daß hierdurch die öffentliche Sicherheit gefährdet würde oder sonst 
dem Wohle des Bundes oder eines Landes Nachteile entstehen würden, oder 

2. die persönlichen Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer Rechtsvorschrift oder wegen 
der berechtigten Interessen Dritter geheimzuhalten sind. 

(4) Machen Betroffene glaubhaft, daß das Archivgut eine falsche Tatsachenbehauptung enthält, die sie 
nicht nur unerheblich in ihren Rechten beeinträchtigt, so können die Betroffenen verlangen, daß dem 
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sie betreffenden, erschlossenen Archivgut eine von ihnen eingereichte Gegendarstellung beigefügt 
wird. Gegendarstellungen müssen sich auf Tatsachen beschränken und sollen die Beweismittel 
aufführen. Können Betroffene die Beeinträchtigung ihrer Rechte nicht ausreichend glaubhaft machen, 
so ist bei dem Archivgut zu vermerken, daß sie die Tatsachenbehauptung bestreiten. 

10.10 Nordrhein-Westfalen 

10.10.1 Gesetz über die Sicherung und Nutzung öffentlichen Archivguts im 
Lande Nordrhein-Westfalen  

(Archivgesetz Nordrhein-Westfalen - ArchivG NRW)77 
Vom 16.03.2010 (GV. NRW. 2010, 188), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

29.01.2013 (GV. NRW.2013, 31) 

Erster Teil   Allgemeines 

§ 1   Geltungsbereich 

(…) 

(3) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaften, öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten, die Landesanstalt für 
Medien sowie für öffentlich-rechtliche Unternehmen, die am wirtschaftlichen Wettbewerb teilnehmen, 
und deren Zusammenschlüsse. 

10.10.2 Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmäler im Lande  
Nordrhein-Westfalen (Denkmalschutzgesetz - DSchG NRW) 

• Vom 11.03.1980 (GV. NRW. 1980, 226), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16.07.2013 
(GV. NRW. S. 488) 

§ 35   Leistungen 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz werden aus Mitteln des Landes, der Gemeinden und 
Gemeindeverbände erbracht. Die Förderung der Pflege von Denkmälern setzt den Antrag des 
Eigentümers voraus. 

(…) 

(3) Landesmittel werden gewährt als 

1. Pauschalzuweisungen an die Gemeinden und Gemeindeverbände zur Förderung privater 
Denkmalpflegemaßnahmen, 

2. Einzelzuschüsse zur Förderung von Denkmälern, die im Eigentum von Gemeinden oder 
Gemeindeverbänden stehen, 

3. Einzelzuschüsse für Denkmäler, die im Eigentum von Kirchen oder Religionsgemeinschaften 
stehen, 

                                                           

 

77 Gültig bis: 30.09.2014 
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4. Einzelzuschüsse für größere private Denkmalpflegemaßnahmen. 

Die Höhe der Pauschalzuweisungen an die Gemeinden soll sich an derBedeutung des 
Denkmälerbestandes und am Umfang der Denkmalpflegemaßnahmen ausrichten.  

(…) 

§ 36   Denkmalförderungsprogramm 

(…) 

(2) Die Regierungspräsidenten legen das vorbereitete Denkmalförderungsprogramm der Obersten 
Denkmalbehörde vor. Diese beteiligt die Kirchen und Religionsgemeinschaften wegen der 
Einbeziehung ihrer Denkmäler. Sie stellt das Denkmalförderungsprogramm auf. 

§ 38   Denkmäler, die der Religionsuasübung dienen 

(1) Mit den Kirchen und Religionsgemeinschaften soll die Zusammenarbeit bei Schutz und Pflege 
ihrer Denkmäler fortgesetzt werden. Bei Entscheidungen über diese Denkmäler haben die 
Denkmalbehörden die von den Kirchen und Religionsgemeinschaften festgestellten Belange der 
Religionsausübung zu beachten. 

(…) 

10.11 Rheinland-Pfalz 

10.11.1 Denkmalschutzgesetz [von Rheinland-Pfalz] (DSchG) 
Vom 23.03.1978 (GVBl 1978, 159), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.09.2010 

(GVBl. S. 301) 

Vierter Abschnitt   Besondere Bestimmungen für Kirchen und Religionsgemeinschaften 

§ 23 

(1) Bei Kulturdenkmälern, die dem Gottesdienst oder sonstigen Kulthandlungen zu dienen bestimmt 
sind, haben die Denkmalschutzbehörden und die Denkmalfachbehörde auf die kultischen und 
seelsorgerischen Belange der Kirchen und Religionsgemeinschaften vorrangig Rücksicht zu nehmen. 
§ 30 findet keine Anwendung. 

(2) Maßnahmen nach § 13 Abs. 1 und 4 Satz 1 führen die Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie 
die ihrer Aufsicht unterstehenden juristischen Personen an den Kulturdenkmälern, über die sie 
verfügungsberechtigt sind, im Benehmen mit der unteren Denkmalschutzbehörde und der 
Denkmalfachbehörde durch. Das gleiche gilt für Nachforschungen, Arbeiten und Vorhaben (§ 21 Abs. 
1 und 2, § 22 Abs. 3) auf den Grundstücken der Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie der ihrer 
Aufsicht unterstehenden juristischen Personen. Die §§ 6, 7, 12, 14, 25a Abs. 2 und § 30 finden keine 
Anwendung. 

(3) Absatz 2 gilt nur, wenn die Kirche oder Religionsgemeinschaft über eine von der obersten 
Denkmalschutzbehörde anerkannte Stelle verfügt, die die Aufgaben des Denkmalschutzes und der 
Denkmalpflege wahrnimmt. Die Anerkennung erfolgt, wenn Ausstattung und Organisation dieser 
Stelle sowie die Anwendung interner Vorschriften der Kirche oder Religionsgemeinschaft über 
Anzeigepflichten, Genehmigungsvorbehalte und Eingriffsmöglichkeiten Gewähr für die Erhaltung und 
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Pflege der Kulturdenkmäler bieten. Verfügt eine Kirche oder Religionsgemeinschaft nicht über eine 
eigene nach Satz 1 anerkannte Stelle, kann sie sich mit Genehmigung der obersten 
Denkmalschutzbehörde der anerkannten Stelle einer anderen Kirche oder Religionsgemeinschaft 
bedienen; die Genehmigung ist unter den Voraussetzungen des Satzes 2 zu erteilen. Die Anerkennung 
oder die Genehmigung kann zurückgenommen werden, wenn eine ihrer Voraussetzungen nicht 
vorgelegen hat oder später nicht nur vorübergehend weggefallen ist. 

(4) § 20 findet keine Anwendung, sofern Kulturdenkmäler von gottesdienstlicher oder sonstiger 
kultischer Bestimmung in Sachen entdeckt werden, die im Eigentum der Kirchen oder 
Religionsgemeinschaften stehen und ihren unmittelbaren Zwecken gewidmet sind. Soweit § 20 
gegenüber den Kirchen und Religionsgemeinschaften Anwendung findet, werden diese 
Kulturdenkmäler den Kirchen oder Religionsgemeinschaften auf Antrag als Dauerleihgabe überlassen. 

(5) Orden und religiöse Genossenschaften gelten als Kirchen im Sinne der Absätze 1 bis 4. 

Fünfter Abschnitt   Organisation 

§ 26   Landesbeirat für Denkmalpflege 

(1) Der Landesbeirat für Denkmalpflege berät die oberste Denkmalschutzbehörde und die Denkmal-

fachbehörde. Er gibt Anregungen und Empfehlungen und erstellt Gutachten. Der Landesbeirat soll 

sich auch besonderer Anliegen der Öffentlichkeit im Rahmen des Denkmalschutzes und der Denk-

malpflege annehmen. 

(2) Dem Landesbeirat für Denkmalpflege sollen Sachverständige für die Fachgebiete des Denkmal-

schutzes und der Denkmalpflege, Vertreter der anerkannten Denkmalpflegeorganisationen sowie 

Vertreter anderer von Denkmalschutz und Denkmalpflege berührter Bereiche, insbesondere Vertre-

ter der Kirchen, der kommunalen Gebietskörperschaften und der Eigentümer angehören. Die Zahl 

der Mitglieder soll nicht mehr als 20 betragen. Die Mitglieder werden von dem für Denkmalpflege 

zuständigen Ministerium auf die Dauer von vier Jahren berufen. Die Mitglieder sind ehrenamtlich 

tätig. 

(3) Der Landesbeirat für Denkmalpflege wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden und seinen Stellver-

treter auf die Dauer von vier Jahren. Der Landesbeirat gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Ge-

nehmigung des für Denkmalpflege zuständigen Ministeriums bedarf. 

(4) Das für Denkmalpflege zuständige Ministerium regelt das Nähere, insbesondere über die Beru-

fung und die Entschädigung der Mitglieder, durch Rechtsverordnung; hinsichtlich der Entschädigung 

der Mitglieder ergeht die Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem für den Landeshaushalt zu-

ständigen Ministerium. 

Neunter Abschnitt   Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 38   Aufhebung und Änderung von Rechtsvorschriften 

(…) 

(4) Artikel 25 des Vertrages des Landes Rheinland-Pfalz mit den Evangelischen Landeskirchen in 
Rheinland-Pfalz vom 31. März 1962 (GVBl. S. 173, BS Anhang I 20) bleibt unberührt. 
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10.11.2 Landesarchivgesetz [von Rheinland-Pfalz] (LArchG) 
Vom 05.10.1990 (GVBl 1990, 277), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28.09.2010 

(GVBl. S. 301) 

Zweiter Abschnitt   Staatliche Archive 

§ 6   Aufgaben der Landesarchivverwaltung 

(…) 

(3) Die Landesarchivverwaltung kann auf Antrag der zuständigen Stelle Archivgut der Kirchen und 
Religionsgemeinschaften, der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, der Parteien und Verbände 
sowie Archivgut von natürlichen und juristischen Personen des Privatrechts verwahren oder 
übernehmen, wenn hierfür ein öffentliches Interesse besteht und die Deckung der Kosten des 
entstehenden Aufwands gesichert ist. § 1 Abs. 1 bleibt unberührt. 

(…) 

 

 

Dritter Abschnitt   Schlussbestimmungen 

§ 12   Ausnahmen vom Geltungsbereich 

Dieses Gesetz gilt nicht für die Kirchen und die öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften, für 
die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, die Anstalt des öffentlichen Rechts "Zweites Deutsches 
Fernsehen" sowie für öffentlich-rechtliche Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit, die am 
Wettbewerb teilnehmen und für deren Zusammenschlüsse. 

10.12 Saarland 

10.12.1 Gesetz Nr. 1296 - Saarländisches Archivgesetz (SArchG) 
Vom 23.09.1992 (Amtsblatt 1992, 1094), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 01.07.2009 

(Amtsbl. 1386) 

Abschnitt I   Allgemeine Vorschriften 

§ 1   Geltungsbereich 

(…) 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften, Rundfunkanstalten 
und öffentlich-rechtliche Unternehmen, die am Wettbewerb teilnehmen. 



294 

 

10.12.2 Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG)  
(Art. 1 des Gesetzes Nr. 1554 zur Neuordnung des saarländischen  

Denkmalrechts) 
Vom 19.05.2004 (Amtsblatt 2004, 1498), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

17.06.2009 (Amtsbl. S. 1374) 

§ 5   Landesdenkmalrat 

(1) Der Landesdenkmalrat berät die Landesdenkmalbehörde. Er beobachtet den Denkmalschutz und 
die Denkmalpflege im Saarland und fördert deren Entwicklung durch Stellungnahmen, Anregungen 
und Empfehlungen. Im ersten Jahr einer jeden Legislaturperiode erstattet er der Landesregierung einen 
Bericht über die Situation des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege im Saarland. Dieser Bericht 
wird von der Landesdenkmalbehörde veröffentlicht. 

(2) Der Landesdenkmalrat wird über die Entwicklung des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege 
im Saarland durch die Landesdenkmalbehörde regelmäßig informiert. Vor der Eintragung von 
Baudenkmälern und unbeweglichen Bodendenkmälern in die Denkmalliste (§ 6) und deren Löschung, 
der Unterschutzstellung beweglicher Kulturdenkmäler nach § 2 Abs. 7 Satz 2 sowie dem Erlass von 
Rechtsverordnungen nach § 18 ist der Landesdenkmalrat anzuhören. 

(3) Zu Mitgliedern des Landesdenkmalrates beruft die Landesdenkmalbehörde: 

1. auf Vorschlag des Saarländischen Städte- und Gemeindetages und auf Vorschlag des 
Landkreistages Saarland jeweils eine Vertreterin oder einen Vertreter, 

2. auf gemeinsamen Vorschlag der Bistümer Speyer und Trier und auf gemeinsamen Vorschlag der 
Evangelischen Kirche im Rheinland und der Pfälzischen Landeskirche jeweils eine Vertreterin oder 
einen Vertreter, 

3. auf gemeinsamen Vorschlag des Verbandes der Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer des 
Saarlandes e.V. und der Arbeitsgemeinschaft der Grundbesitzer in Rheinland-Pfalz und im Saarland 
eine Vertreterin oder einen Vertreter, 

4. auf Vorschlag der Architektenkammer des Saarlandes eine Vertreterin oder einen Vertreter, 

5. auf Vorschlag der Handwerkskammer des Saarlandes eine Vertreterin oder einen Vertreter, 

6. auf gemeinsamen Vorschlag des Instituts für Landeskunde im Saarland, der Kommission für 
Saarländische Landesgeschichte und Volksforschung e.V. und des Historischen Vereins für die 
Saargegend e.V. eine Vertreterin oder einen Vertreter, 

7. auf gemeinsamen Vorschlag der Universität des Saarlandes und der Hochschule für Technik und 
Wirtschaft des Saarlandes eine Vertreterin oder einen Vertreter, 

8. bis zu sechs weitere Mitglieder, die über besonderen Sachverstand auf den mit Fragen des 
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege befassten Fachgebieten verfügen. 

Für jedes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied zu berufen. 

(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Landesdenkmalrates beträgt fünf Jahre. Wiederberufung ist 
zulässig. Die Mitgliedschaft im Landesdenkmalrat endet vorzeitig, wenn das Mitglied auf seine 
Mitgliedschaft schriftlich verzichtet oder wenn das Mitglied von der Stelle, die es vorgeschlagen hat, 
oder nach § 86 des Saarländischen Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 15. Dezember 1976 (Amtsbl. 
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S. 1151), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Oktober 2003 (Amtsbl. S. 2874), in der 
jeweils geltenden Fassung abberufen wird. Die Sätze 1 bis 3 gelten für stellvertretende Mitglieder 
entsprechend. 

(5) Der Landesdenkmalrat gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung der 
Landesdenkmalbehörde bedarf. 

(6) Die Geschäftsstelle des Landesdenkmalrates wird bei der Landesdenkmalbehörde eingerichtet. 

(7) Der Landesdenkmalrat tritt nach Bedarf zusammen. Er muss einberufen werden, wenn wenigstens 
ein Drittel seiner Mitglieder dies beantragt. Der Landesdenkmalrat ist berechtigt, die Erledigung von 
Aufgaben im Einzelfall oder allgemein durch die Geschäftsordnung Ausschüssen, die aus Mitgliedern 
des Landesdenkmalrates bestehen müssen, zu übertragen. 

(8) Die Sitzungen des Landesdenkmalrates und seiner Ausschüsse sind nicht öffentlich. Vertreterinnen 
oder Vertreter der Landesdenkmalbehörde und der für Städtebau und Bauaufsicht zuständigen 
obersten Landesbehörden sind zu allen Sitzungen des Landesdenkmalrates und seiner Ausschüsse 
einzuladen. Zur Klärung einzelner Sachfragen kann der Landesdenkmalrat Sachverständige zu den 
Beratungen hinzuziehen. 

(9) Die Mitglieder des Landesdenkmalrates sind ehrenamtlich tätig. Ihnen ist eine Entschädigung nach 
dem Gesetz über die Entschädigung der Mitglieder von Kommissionen und Ausschüssen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. September 1972 (Amtsbl. S. 518), zuletzt geändert durch 
Artikel 14 des Gesetzes vom 31. März 2004 (Amtsbl. S. 1037], in der jeweils geltenden Fassung für 
die Teilnahme an Sitzungen des Landesdenkmalrates und seiner Ausschüsse zu gewähren. 

§ 23   Kirchliche Kulturdenkmäler 

(1) Bei Entscheidungen über Kulturdenkmäler, die der Religionsausübung dienen, sind die von den 
Kirchen und Religionsgemeinschaften festgestellten religiösen Belange zu beachten. Erkennt die 
Landesdenkmalbehörde die geltend gemachten religiösen Belange nicht an, entscheidet die zuständige 
kirchliche Oberbehörde oder die entsprechende Stelle der betroffenen Religionsgemeinschaft im 
Benehmen mit der Landesdenkmalbehörde 

(2) Für klösterliche Verbände gilt Absatz 1 entsprechend. 

10.13 Sachsen 

Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Kulturdenkmale im Freistaat Sachsen  
(Sächsisches Denkmalschutzgesetz – SächsDSchG) 

Vom 03.03.1993 (GVBl. Sachsen S. 229), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 
27.01.2012 (GVBl. Sachsen S. 130, 140) 

III. Abschnitt   Schutzvorschriften 

§ 11   Maßnahmen der Denkmalschutzbehörden 

(1) Die Denkmalschutzbehörden haben zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben diejenigen Maßnahmen zu 
treffen, die ihnen nach pflichtgemäßem Ermessen erforderlich erscheinen. 
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(2) Die Denkmalschutzbehörden können insbesondere anordnen, dass bei widerrechtlicher 
Beeinträchtigung, Beschädigung oder Zerstörung eines Kulturdenkmales der vorherige Zustand nach 
ihrer Anweisung wiederherzustellen ist. 

(...)  

§ 12   Genehmigungspflichtige Vorhaben an Kulturdenkmalen 

(1) Ein Kulturdenkmal darf nur mit Genehmigung der Denkmalschutzbehörde 

1. wiederhergestellt oder instandgesetzt werden,  

2. in seinem Erscheinungsbild oder seiner Substanz verändert oder beeinträchtigt werden, 

3. mit An- und Aufbauten, Aufschriften oder Werbeeinrichtungen versehen werden, 

4. aus einer Umgebung entfernt werden,  

5. zerstört oder beseitigt werden. 

(2) Bauliche oder garten- und landschaftsgestalterische Anlagen in der Umgebung eines 
Kulturdenkmals, soweit sie für dessen Erscheinungsbild von erheblicher Bedeutung sind, dürfen nur 
mit Genehmigung der Denkmalschutzbehörde errichtet, verändert oder beseitigt werden. Andere 
Vorhaben in der Umgebung eines Kulturdenkmals bedürfen dieser Genehmigung, wenn sich die 
bisherige Grundstücksnutzung ändern würde. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn das Vorhaben 
das Erscheinungsbild des Kulturdenkmals nur unerheblich oder nur vorübergehend beeinträchtigen 
würde oder wenn überwiegende Gründe des Gemeinwohls Berücksichtigung verlangen.  

(3) Bedarf ein Vorhaben der Baugenehmigung oder bauordnungsrechtlicher Zustimmung, tritt an die 
Stelle der Genehmigung nach diesem Gesetz die Zustimmung der Denkmalschutzbehörde gegenüber 
der Bauaufsichtsbehörde. 

§ 18   Kulturdenkmale, die der Religionsausübung dienen 

(1) Die Denkmalschutzbehörden haben bei Kulturdenkmalen, die der Religionsausübung dienen, die 
gottesdienstlichen Belange, die von der oberen Kirchenbehörde oder der entsprechenden Stelle der 
betroffenen Religionsgemeinschaft festzustellen sind, vorrangig zu beachten. 

(2) Entscheidungen und Maßnahmen der Denkmalschutzbehörden bei Kulturdenkmalen, die in 
kirchlichem Eigentum stehen, ergehen im Benehmen mit der oberen Kirchenbehörde oder der 
entsprechenden Stelle der betroffenen Religionsgemeinschaft. 

(3) §§ 11 und 12 finden keine Anwendung auf Kulturdenkmale, die in kirchlichem Eigentum stehen 
und dem Gottesdienst dienen, soweit die Kirchen im Einvernehmen mit der obersten 
Denkmalschutzbehörde eigene Vorschriften zum Schutz dieser Kulturdenkmale erlassen. Vor der 
Durchführung von Vorhaben im Sinne des § 12 Abs. 1 ist mit der zuständigen Fachbehörde 
Einvernehmen herzustellen. Ergibt sich weder mit ihr noch mit der oberen Denkmalschutzbehörde 
eine Einigung, so entscheidet die oberste Denkmalschutzbehörde im Benehmen mit der obersten 
Kirchenbehörde. 
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(4) Die §§ 27 bis 34 sind auf kircheneigene Kulturdenkmale und sonstige Kulturdenkmale, die der 
Religionsausübung dienen, nicht anwendbar.78 

10.14 Schleswig-Holstein 

Gesetz über die Sicherung und Nutzung öffentlichen Archivgutes in  
Schleswig-Holstein (Landesarchivgesetz – LarchG) 

Vom 11.08.1992 (GOBl. 1992, 444), zuletzt geändert durch Artikel 30 Landesverordnung vom 
04.04.2013 (GVOBl. S. 143) 

Erster Teil Allgemeine Bestimmungen 

§ 2 Geltungsbereich 

(…) 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht für 

1. die öffentlich-rechtlichen Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften und ihre Dienste, Werke 
und Einrichtungen, 

(…) 

10.15 Thüringen 

Thüringer Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkmale  
(Thüringer Denkmalschutzgesetz – ThürDSchG -) 

In der Fassung der Bekanntmachung vom 14.04.2004 (GVBl. 2004, 465), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16.12.2008 (GVBl. S. 574, 584) 

Dritter Abschnitt Schutz von Kulturdenkmalen  

§ 12 Allgemeine Maßnahmen der Denkmalschutzbehörde 

(1) Die Denkmalschutzbehörden haben diejenigen Maßnahmen zu treffen, die nach pflichtgemäßem 
Ermessen erforderlich sind, um Kulturdenkmale zu erhalten, zu bergen und zu bewahren sowie 
Gefahren von ihnen abzuwenden. Sie haben bei allen Entscheidungen den berechtigten Interessen der 
Eigentümer oder Besitzer von Kulturdenkmalen Rechnung zu tragen. Bei den dem Gottesdienst 
gewidmeten Gegenständen (res sacrae) sind religiöse Belange vorrangig zu berücksichtigen. Sofern 
staatlicher Denkmalschutz und liturgische Interessen der Religionsgemeinschaften in Konflikt geraten, 
haben in der Interessensabwägung liturgische Belange Vorrang. 

(…) 

                                                           

 

78 Anm.: Die §§ 27 bis 34 regeln die Voraussetzungen einer Enteignung und die Entschädigung für diese. 
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Sechster Abschnitt Denkmalbehörde 

§ 25 Denkmalrat 

(…) 

(2) Dem Denkmalrat sollen insbesondere Vertreter der mit Denkmalpflege und Denkmalschutz 
befassten Fachgebiete wie Kunstgeschichte, Vorgeschichte, Architektur, Städtebau, Restaurierung, 
Geschichte, Volkskunde und bildende Künste, des Museumsverbandes, der staatlichen 
Hochbauverwaltung, der öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften, der kommunalen 
Spitzenverbände, des Haus- und Grundbesitzervereins und weiterer Verbände auf Landesebene 
angehören, die qualifizierte Kenntnisse der Denkmalpflege und des Denkmalschutzes besitzen. 

(…) 

Achter Abschnitt Verfahrens- und Ausführungsbestimmungen 

§ 32 Religionsgemeinschaften 

Bei Entscheidungen und Maßnahmen der Denkmalschutzbehörden über Kulturdenkmale im Eigentum 
oder Besitz der Kirchen oder anderer Religionsgemeinschaften sind die in Artikel 9 des Staatsvertrags 
des Freistaats Thüringen mit den Evangelischen Kirchen in Thüringen vom 15. März 1994 (GVBl. S. 
509) und in Artikel 18 des Staatsvertrags zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Freistaat Thüringen 
vom 11. Juni 1997 (GVBl. S. 266) getroffenen Regelungen zu beachten oder entsprechend 
anzuwenden. 

11.  Erziehung und Bildung, Familienrecht 

11.1 Bundesrepublik Deutschland 

11.1.1 Gesetz über die religiöse Kindererziehung 
Vom 15.07.1921 (RGBl. S. 939), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.12.2008 

(BGBl. I S.2586) 

§ 1 

Über die religiöse Erziehung eines Kindes bestimmt die freie Einigung der Eltern, soweit ihnen das 
Recht und die Pflicht zusteht, für die Person des Kindes zu sorgen. Die Einigung  ist jederzeit 
widerruflich und wird durch den Tod eines Ehegatten gelöst. 

§ 2 

(1) Besteht eine solche Einigung nicht oder nicht mehr, so gelten auch für die religiöse Erziehung die 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über das Recht und die Pflicht, für die Person des Kindes 
zu sorgen. 

(2) Es kann jedoch während bestehender Ehe von keinem Elternteil ohne die Zustimmung des anderen 
bestimmt werden, daß das Kind in einem anderen als dem zur Zeit der Eheschließung gemeinsamen 
Bekenntnis oder in einem anderen Bekenntnis als bisher erzogen, oder daß ein Kind vom 
Religionsunterricht abgemeldet werden soll. 

(...) 


